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Dringlichkeitsantrag 

der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel und Fraktion (AfD) 

Bayerische Unternehmen entlasten:   
Nein zur Verschärfung des Nachweisgesetzes! 

Der Landtag wolle beschließen: 

Die Staatsregierung wird aufgefordert, sich im Bundesrat und auf allen Ebenen gegen 
die Umsetzung des Gesetzentwurfs der Bundesregierung (20/1636; 20/2245) zur Um-
setzung einer EU-Richtlinie über transparente und vorhersehbare Arbeitsbedingungen 
in der EU einsetzen. 

 

 

Begründung: 

Am 23.06.2022 stimmte der Deutsche Bundestag gegen die Stimmen der AfD und 
CDU/CSU für den Gesetzentwurf der Bundesregierung (20/1636; 20/2245) zur Umset-
zung der EU-Richtlinie (EU) 2019/1152 über transparente und vorhersehbare Arbeits-
bedingungen in der EU. Sollte der Bundesrat dem Gesetzentwurf zustimmen, tritt dieser 
bereits ab dem 01.08.2022 in Kraft.1 

Die EU-Richtlinie und das Bundesgesetz stellen eine weitere immense bürokratische 
Belastung für Arbeitgeber, Unternehmen und auch Arbeitnehmer dar.2 Wie immer wer-
den dabei kleinere und mittlere Unternehmen härter betroffen sein als Großkonzerne. 

Viele der verschärften Informations- und Dokumentationspflichten sowie deren Fristen 
sind kaum umsetzbar und führen somit entweder zu einem Rückgang des Angebots 
von Arbeitsplätzen oder zu einem Anstieg der Schwarzarbeit. 

So muss der Arbeitsvertrag ab dem 01.08.2022 (spätestens nach einer Frist von 7 Ta-
gen) akribisch u. a. folgende Einzelheiten dokumentieren: Zusammensetzung und Höhe 
des Arbeitsentgelts, vereinbarte Arbeitszeit, Kündigung, Ruhepausen, Bedingungen, 
Art und Vergütung von Überstunden und vieles mehr. 

Bei Verstößen droht jetzt auch noch ein Bußgeld von bis zu 2.000 Euro. 

Der Zwang nach dem Gesetzentwurf, dass alle Arbeitsbedingungen schriftlich festge-
halten werden müssen und elektronische Signaturen nicht akzeptabel sind, widerspricht 
vollständig dem allgemeinen Bestreben, die Wirtschaft zu digitalisieren und Papier ein-
zusparen. 

Im Rahmen der Energiewendekrise und nach der Coronabeschränkungskrise, mit den 
jetzt drohenden Gas- und Stromrationierungen, ist die Durchsetzung dieser neuen ver-
schärften bürokratischen Auflagen eine besonders unzulässige Belastung für Unterneh-
men und Kommunen. 

                                                           
1 Bundestag (2022). EU-Richtlinie zu Min­dest­arbeitsbedingungen wird umgesetzt. URL: https://www.bun-

destag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw25-de-arbeitsbedingungen-eu-897790 
2 Siehe, z.B.: Bodenstedt K. (2022). Arbeitsbedingungenrichtlinie bringt weitreichende Gesetzesänderun-

gen mit sich. Haufe. URL: https://www.haufe.de/personal/arbeitsrecht/weitreichende-aenderungen-am-
nachweisgesetz_76_569140.html 

https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw25-de-arbeitsbedingungen-eu-897790
https://www.bundestag.de/dokumente/textarchiv/2022/kw25-de-arbeitsbedingungen-eu-897790
https://www.haufe.de/personal/arbeitsrecht/weitreichende-aenderungen-am-nachweisgesetz_76_569140.html
https://www.haufe.de/personal/arbeitsrecht/weitreichende-aenderungen-am-nachweisgesetz_76_569140.html


Ich brauche mir nur den Kollegen Schöffel anzuschauen, der sich bei den Petitio-
nen im Bereich der Düngeverordnung wirklich hineingekniet und gemeinsam mit 
den Berichterstattern der demokratischen Parteien darauf geachtet hat, dass man 
da noch etwas für die Landwirte rausholen kann.

Deswegen ist dieser Antrag fadenscheinig.

(Widerspruch bei der AfD)

– Ja, das ist Augenwischerei, was Sie treiben. Was Sie machen: Sie spielen die 
Betriebe gegeneinander aus, intern, und auch noch gegen die Politik. Da machen 
wir nicht mit. Wir haben im Ausschuss ein sehr konstruktives Miteinander. Natürlich 
gibt es unterschiedliche Positionen. Aber im Grunde kümmern wir uns alle um die 
Landwirtinnen und Landwirte. Das lassen wir uns auch nicht durch so einen unsin-
nigen Antrag nehmen.

(Beifall bei der FDP sowie Abgeordneten der CSU und der FREIEN WÄHLER)

Es gibt viel zu tun: Wir können uns über Immissionsschutz unterhalten, wir können 
uns aber auch über die Finanzierung des Umbaus der Nutztierhaltung und über 
Tierwohl unterhalten. Frau Ministerin hat mir da auch Aufgaben mitgegeben. Wir 
können über viele Dinge diskutieren, aber nicht über so etwas, weil wir das wirklich 
ernst nehmen, was die Landwirtinnen und Landwirte betrifft, und nicht nur irgend-
welche Anträge kurz vor der Sommerpause hier hinklatschen.

Ich bedanke mich für die zehn Sekunden mehr, die ich hatte, und wünsche Ihnen 
eine schöne Sommerpause. – Wir lehnen den Antrag ab.

(Beifall bei der FDP sowie Abgeordneten der CSU und der FREIEN WÄHLER)

Präsidentin Ilse Aigner: Damit ist die Aussprache geschlossen. Wir kommen zur 
Abstimmung. Für den Dringlichkeitsantrag der AfD auf der Drucksache 18/23716 
ist namentliche Abstimmung beantragt. Wir beginnen mit der Abstimmung.

(Namentliche Abstimmung von 15:18 bis 15:20 Uhr)

Haben alle Kolleginnen und Kollegen abstimmen können? – Das schaut gut aus. 
Dann schließe ich die Abstimmung. Das Ergebnis wird dann schriftlich mitgeteilt.

(Abstimmungsliste siehe Anlage 6)

Die Dringlichkeitsanträge auf den Drucksachen 18/23717 mit 18/23720 sowie 
18/23762 und 18/23763 werden in die federführenden Ausschüsse verwiesen.

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, liebe Damen und Herren des Kabinetts, liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Am Ende der letzten Sitzung vor der Sommerpause 
stehen traditionell die Schlussworte an – auch heute.

Schlussworte vor der Sommerpause

Aber es fällt mir etwas schwer, heute launige Schlussworte zu finden. Und über-
haupt: Wie sollen es Schlussworte sein? – Wo wir doch alle spüren, dass wir mit-
tendrin sind: in einer Situation mit offenem Ende, einer Lage, die wir nicht kennen 
und die man auch nicht kommen sah, auf die wir unser Land, die Menschen und 
uns nur sehr bedingt vorbereiten konnten. Wir stecken mittendrin. Es sind heute 
Schlussworte ohne Schluss!

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Lage ist nicht launig, sie ist ernst, weil unsere 
Demokratie im Feuer steht. Im Innern machen die Feinde unserer Verfassung seit 
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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Arbeit und Soziales, Jugend und Familie 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, 
Uli Henkel und Fraktion (AfD) 
Drs. 18/23720 

Bayerische Unternehmen entlasten: Nein zur Verschärfung des Nachweisgeset-
zes! 

I. Beschlussempfehlung: 

A b l e h n u n g  

Berichterstatter: Ulrich Singer 
Mitberichterstatter: Thomas Huber 

II. Bericht: 

1. Der Dringlichkeitsantrag wurde dem Ausschuss für Arbeit und Soziales, Ju-
gend und Familie federführend zugewiesen. Der Ausschuss für Wirtschaft, 
Landesentwicklung, Energie, Medien und Digitalisierung hat den Dringlich-
keitsantrag mitberaten. 

2. Der federführende Ausschuss hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 71. Sit-
zung am 29. September 2022 beraten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

3. Der Ausschuss für Wirtschaft, Landesentwicklung, Energie, Medien und Digi-
talisierung hat den Dringlichkeitsantrag in seiner 65. Sitzung am 13. Oktober 
2022 mitberaten und mit folgendem Stimmergebnis:  
 CSU: Ablehnung 
 B90/GRÜ: Ablehnung 
 FREIE WÄHLER: Ablehnung 
 AfD: Zustimmung 
 SPD: Ablehnung 
 FDP: Ablehnung 
A b l e h n u n g  empfohlen. 

Doris Rauscher 
Vorsitzende 
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Beschluss 

des Bayerischen Landtags 

Der Landtag hat in seiner heutigen öffentlichen Sitzung beraten und beschlossen: 

Dringlichkeitsantrag der Abgeordneten Gerd Mannes, Franz Bergmüller, Uli Henkel 
und Fraktion (AfD) 

Drs. 18/23720, 18/24621 

Bayerische Unternehmen entlasten: Nein zur Verschärfung des Nachweis- 
gesetzes! 

A b l e h n u n g  

Die Präsidentin  

I.V. 

Markus Rinderspacher 

V. Vizepräsident 

 



Redner zu nachfolgendem Tagesordnungspunkt

Erster Vizepräsident Karl Freller



Erster Vizepräsident Karl Freller: Ich rufe den Tagesordnungspunkt 2 auf:

Abstimmung

über Anträge, die gem. § 59 Abs. 7 der Geschäftsordnung nicht einzeln beraten 

werden (s. Anlage 1)

Hinsichtlich der jeweiligen Abstimmungsgrundlagen mit den einzelnen Voten der Frak­

tionen verweise ich auf die Liste.

(Siehe Anlage 1)

Wer mit der Übernahme seines Abstimmungsverhaltens bzw. des jeweiligen Abstim­

mungsverhaltens seiner Fraktion entsprechend der Liste einverstanden ist, den bitte 

ich um das Handzeichen. – Das sind alle Fraktionen. Gegenstimmen bitte ich anzuzei­

gen. – Stimmenthaltungen bitte ich anzuzeigen. – Stimmenthaltung des Herrn Kolle­

gen Klingen (fraktionslos). Herr Swoboda (fraktionslos) hat sich bisher nicht geäußert. 

– Auch eine Enthaltung. Damit übernimmt der Landtag diese Voten.
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